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nuf ;\.ntra.g des :\St.,'\ am 24.11.1967 von mehr als 1000 .Studenten mit großer Mehr-·-heit verabschiedet 

1, Die hi0,r ver:sammelten ,Studenten fordern den anwesenden Kultusminister des 
Landes ~essen auf, daflir Sorge zu tragen, daß 
- rler Negativkatalog nach Art. 35,2 Bess.Hochschulgesetz gestrichen wird; 
- die Drittelparität ftir alle akademischen Beschlußgremien gegen den Willen 

der reaktionären Mehrheit der Professoren gesetzlich erzwungen wird; 
- an den Instituten Assistenten, Studenten und Professoren gemeinsam über 

die Verwendung und den Einsatz der Mittel in Lehre und Forschung befinden 
l:ÖJJn en ; 

- öffentlich über die Entscheidung der akademischen Beschlußgremien diskutiert 
werden kann. 

2, Wir ~erden ein Satzunggebendes Konzil, in dem die Studenten nicht mit min­
e)(;stens einE·m Fiinftel der Teilnehmer vertreten sind, nicht anerkennen, Eine 
Sc1.tzung, die derm::1ßen ohne unsere Beteiligung zustandekommt, gilt für uns 
nicht. D,:;r Hessische Kultusminister ist aufgefordert, die Professorensatzung 
zurückzuweisen . 
. 3, Wie notwendig dine Demokratisierung der inneruniversi tären Entscheidungen 
ist, v1ird insbesondere deutlich an den Versuchen des Rektors dieser Universi­
tät, einen aktiven S1tuden tenverband administrativ abzuwürgen. Damit erfiill t 
Professor Rüegg den Willen derjenigen, denen nichts an einer demokratischen, 
alles aber an einer durch Notstandsgesetze faschisierten Gesellschaft liegt, 
4. Rektor Rlieggs Androhuni, er werde nicht teilnehmen, wenn Herr Dipl-Ing. 
Wetzel die Diskussion leite, ist eine Provokatiilin gegenüber dem Studenten­
~arlam~nt, das Herrn Wetzel als Diskussionsleiter eingeladen hat. Der AStA 
hat sich dieser Erpressung nur gebeugt, um dem Rektor keinen Vorwand zu geben, 
~n der Diskussion nicht teilzunehmen. 

, 5. Wir fordern die sofortige Aufhebung der Suspendierung des SDS, die volle 
\ 1-1.fiederherstellung seiner Rechte und den Verzicht auf die Anwendung des feu-
1 dalistischen Disziplinarrechts. Statt Anrufung der Gerichtsbarkeit verlangen 
!lw~r end~i~h vernü~ftig~ Diskussionen_~wischen Lehrenden un~ Lernen~en üb~r 
_die politischen Dimensionen des vermittelten Lehrstoffs, Gabe es diese Dis-
' /kus::;ionen schon heute, hätte es zu de111 'Go-in' gar nicht erst zu kommen 

J 

brauchen. 
6. DGr Rektor wird aufgefordert, sich bei den Mitgliedern des SDS für den 
Ausdruck 'Einübung faschistischer Terrormethoden' zu entschuldigen, Dies ist 
die Voraussebrnng für eine Diskussion über c1ie Methoden, die bei dem Go-in 
verwendet wurden, 
7, mir bekräftigen, daß wir mehr denn je versuchen werden, politische Dis­
kussionen in Vorlesungen und Seminaren der Universität zu beginnen. Daran 
werden wir uns durch repressive Maßnahmen eines Rektors, den wir nicht haben 
wihlen dlirfen, nicht hindern lassen, 




